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E r s t e s  K a p i t e l  
Grundsatzbestimmungen 

Aufgaben des Strafverfahrens 

§ 1
(1) Das Strafverfahren dient der gerechten Anwendung des 

sozialistischen Strafrechts und damit dem Schutz der soziali­
stischen Staats- und Gesellschaftsordnung und jedes Bürgers. 
Es sichert, daß jeder Schuldige, aber kein Unschuldiger straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen wird. Mit Maßnahmen 
zur Durchsetzung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und 
zur Verhütung weiterer Straftaten trägt das Strafverfahren 
zur Bekämpfung der Kriminalität bei.

(2) Die Strafprozeßordnung regelt die Voraussetzungen der 
Strafverfolgung, das Verfahren des Gerichts, des Staatsan­
walts und der Untersuchungsorgane zur allseitigen Aufklä­
rung der Straftaten zur exakten Feststellung der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit unter strikter Achtung der Würde 
der Bürger und legt die Tätigkeit der Organe der Strafrechts­
pflege und anderer staatlicher Organe zur Verwirklichung 
der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit so­
wie die Pflichten dieser Organe zur Beseitigung der aufge­
klärten Ursachen und Bedingungen von Straftaten fest.

(3) Die Strafprozeßordnung bildet die gesetzliche Grund­
lage für das Verfahren in Strafsachen.

§2

(1) Durch das Strafverfahren ist zu gewährleisten, daß im 
gemeinsamen Interesse der sozialistischen Gesellschaft und 
jedes Bürgers jede Straftat, ihre Ursachen und Bedingungen 
und die Persönlichkeit des Beschuldigten und des Angeklag­
ten unter unmittelbarer Mitwirkung der Bürger zur Fest­
stellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit allseitig und 
beschleunigt aufgeklärt und jeder Schuldige unter genauer 
Beachtung des gesetzlichen Straftatbestandes durch das Ge­
richt oder ein gesellschaftliches Organ der Rechtspflege zur 
Verantwortung gezogen wird.

(2) Mit dem Strafverfahren ist dafür Sorge zu tragen, daß 
die festgestellten Ursachen und Bedingungen von Straftaten 
durch die verantwortlichen Leiter der Staats- und Wirt­
schaftsorgane, der Betriebe und anderer Einrichtungen, die 
Vorstände der Genossenschaften und die Leitungen der ge­
sellschaftlichen Organisationen und die Kollektive der Werk­
tätigen beseitigt, die Unduldsamkeit der Bürger gegenüber 
Straftaten verstärkt und neuen Straftaten vorgebeugt wird.

(3) Mit der Lösung dieser Aufgaben trägt das Strafverfah­
ren bei
— zum Schutz der sozialistischen Gesellschaftsordnung und 

ihres Staates und der Rechte und gesetzlich geschützten 
Interessen der Bürger vor Straftaten;

— zur Gestaltung der sozialistischen Beziehungen der Bürger 
zu ihrem Staat und im gesellschaftlichen Zusammenleben;

— zur Entwicklung der schöpferischen Kräfte des Menschen 
und der gesellschaftlichen Verhältnisse.

§3
Verpflichtung 

zur Wahrung verfassungsmäßiger Grundrechte 
der Bürger

Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane 
haben die Grundrechte und die Würde der Bürger zu achten 
und das Recht des Beschuldigten oder des Angeklagten auf 
Verteidigung zu gewährleisten. Jeder Richter, jeder Staats­
anwalt und jeder Mitarbeiter eines Untersuchungsorgans ist 
im Rahmen seiner Verantwortung verpflichtet, die gesetzli­
chen Voraussetzungen der im Strafverfahren erforderlich 
werdenden Beschränkungen der Freiheit, des Eigentums, der 
Unverletzlichkeit der Wohnung und anderer Räumlichkeiten 
sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses und ihre Not­

wendigkeit für die Durchführung des Strafverfahrens jeder­
zeit zu prüfen.

§4
Unmittelbare Mitwirkung 

der Bürger am Strafverfahren
(1) Die Bürger nehmen in Verwirklichung ihres grund­

legenden Rechts auf Mitgestaltung aller staatlichen und ge­
sellschaftlichen Angelegenheiten aktiv und unmittelbar an der 
Durchführung des Strafverfahrens teil. Die Mitwirkung der 
Bürger dient der allseitigen und unvoreingenommenen Auf­
klärung der Straftaten, ihrer Ursachen und Bedingungen und 
der Persönlichkeit des Beschuldigten und des Angeklagten 
zur Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und 
seiner weiteren Erziehung, der Mobilisierung der Bevölke­
rung zur Verhütung weiterer Straftaten und trägt dazu bei, 
das sozialistische Staats- und Rechtsbewußtsein zu ent­
wickeln.

(2) Die Bürger wirken insbesondere als Schöffen, Vertreter 
der Kollektive, gesellschaftliche Ankläger und gesellschaftliche 
Verteidiger und durch Übernahme von Bürgschaften unmit­
telbar am Strafverfahren mit.

(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchunge- 
organe haben die unmittelbare Mitwirkung der Bürger am 
Strafverfahren zu gewährleisten.

§5
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz

(1) Im Strafverfahren ist die Gleichheit aller Bürger vor 
dem Gesetz zu gewährleisten. Niemand darf wegen seiner 
Nationalität, seiner Rasse, seines Glaubensbekenntnisses, sei­
ner Weltanschauung oder wegen seiner Zugehörigkeit zu einer 
Klasse oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt oder be­
nachteiligt werden. Für jeden Bürger gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes gleichermaßen und unabhängig von der erho­
benen Beschuldigung.

(2) Die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz erfordert die 
allseitige Aufklärung der Straftat unter Berücksichtigung der 
Unterschiede in der Entwicklung des Beschuldigten oder des 
Angeklagten als Voraussetzung für die einheitliche und ge­
rechte Anwendung des Strafrechts.

§ 6
Unantastbarkeit der Person

(1) Kein Bürger darf unbegründet einer Straftat beschul­
digt oder außer unter den gesetzlich bestimmten Vorausset­
zungen in seiner persönlichen Freiheit beschränkt werden.

(2) Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt wer­
den, bevor seine strafrechtliche Verantwortlichkeit nachgewie­
sen und in einer rechtskräftigen Entscheidung festgestellt ist. 
Im Zweifel ist zugunsten des Beschuldigten oder des Ange­
klagten zu entscheiden.

(3) Eine Verhaftung darf nur auf der Grundlage eines rich­
terlichen Haftbefehls (§ 122) erfolgen.

§ 7
Unverletzlichkeit des Eigentums, der Wohnung 

und des Post- und Fernmeldegeheimnisses
(1) Die Unverletzlichkeit des Eigentums und der Wohnung 

der Bürger sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses wird 
durch das Gesetz geschützt.

(2) Durchsuchungen der Wohnungen und anderer Räum­
lichkeiten von Bürgern sowie Beschlagnahmen sind nur unter 
den im Gesetz geregelten Voraussetzungen zulässig.

§ 8
Feststellung der Wahrheit

(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­
organe sind verpflichtet, als Voraussetzung der Entscheidung


